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1. Instanz

Aktenzeichen S 28 KA 1427/03
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2. Instanz

Aktenzeichen L 12 KA 641/04
Datum 01.02.2006

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen
vom 21. September 2004 und der Bescheid des Beklagten vom 6. Mai 2002
aufgehoben und der Beklagte verpflichtet, die KlÃ¤gerin bedarfsunabhÃ¤ngig als
Kinder- und Jugendpsychotherapeutin zum Zwecke der Nachqualifikation fÃ¼r den
Vertragspsychotherapeutensitz E. , P.gasse, zu ermÃ¤chtigen.
II. Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin die auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zu erstatten und die Gerichtskosten beider RechtszÃ¼ge zu tragen.
III. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die bedarfsunabhÃ¤ngige ErmÃ¤chtigung als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin zum Zwecke der Nachqualifikation.

Die 1951 geborene KlÃ¤gerin ist auf der Grundlage des Beschlusses des
Zulassungsausschusses Ã�rzte Oberpfalz vom 19. April 1999 bereits als
Psychologische Psychotherapeutin bedarfsunabhÃ¤ngig in E. , P.gasse, zugelassen.
Mit Schreiben vom 22. Dezember 1998 bat die KlÃ¤gerin um PrÃ¼fung, inwieweit
sie als Psychologische Psychotherapeutin im Rahmen der Ã�bergangsregelung
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neben dem Verfahren "Erwachsene" Ã¼ber die Sockelqualifikation zumindest die
ErmÃ¤chtigung fÃ¼r das Verfahren "Kinder- und Jugendliche" erhalten kÃ¶nne.
Hinsichtlich der Frage, ob eine bedarfsunabhÃ¤ngige ErmÃ¤chtigung gemÃ¤Ã� Â§
95 Abs.11 SGB V neben einer bedarfsunabhÃ¤ngigen Zulassung gemÃ¤Ã� Â§ 95
Abs.10 SGB V Ã¼berhaupt mÃ¶glich sei, wurde das Rechtsgutachten der
Rechtsabteilung der Beklagten vom 19. Februar 2001 eingeholt, das diese Frage
verneinte.

Der Zulassungsausschuss Ã�rzte und Psychotherapeuten Oberpfalz hat mit
Beschluss vom 7. MÃ¤rz 2001/Bescheid vom 23. MÃ¤rz 2001 den Antrag der
KlÃ¤gerin auf bedarfsunabhÃ¤ngige ErmÃ¤chtigung zum Zwecke der
Nachqualifikation gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 SGB V abgelehnt. Das Schreiben der
KlÃ¤gerin vom 22. Dezember 1998 sei als Antrag auf bedarfsunabhÃ¤ngige
ErmÃ¤chtigung zum Zwecke der Nachqualifikation als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 SGB V gewertet worden.
Aufgrund der von der KlÃ¤gerin nachgereichten Unterlagen sei auch vom Nachweis
einer Sockelqualifikation als Grundlage fÃ¼r die bedarfsunabhÃ¤ngige
ErmÃ¤chtigung als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin gemÃ¤Ã� Â§ 95
Abs.11 SGB V auszugehen. Der Zulassungsausschuss halte es nach AbwÃ¤gung der
von der KlÃ¤gerin und ihrer bevollmÃ¤chtigten RechtsanwÃ¤ltin in der Sitzung
vorgebrachten Argumente und der Rechtsauffassung der KassenÃ¤rztlichen
Vereinigung Bayerns (KVB) fÃ¼r unzulÃ¤ssig, bei erteilter bedarfsunabhÃ¤ngiger
Zulassung als Psychologische Psychotherapeutin auch noch eine
bedarfsunabhÃ¤ngige ErmÃ¤chtigung auszusprechen. Psychologische
Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten wÃ¼rden eine
Fachgruppe in der Bedarfsplanung bilden. Bei Vorliegen der Zulassung sei demnach
eine zweite TeilnahmemÃ¶glichkeit, die zudem noch eine schwÃ¤chere Form als die
Zulassung darstelle, nicht geboten. Soweit die KlÃ¤gerin geltend mache, dass sie
Ã¼berwiegend mit Kindern und Jugendlichen arbeiten wolle, hÃ¤tte sie in
Anbetracht ihrer Qualifikation auf die Ã�bergangsregelung der
bedarfsunabhÃ¤ngigen ErmÃ¤chtigung als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin abstellen mÃ¼ssen. Nunmehr kÃ¶nne ihr
zugemutet werden, die Fachkunde fÃ¼r die Behandlung von Kindern und
Jugendlichen zu erwerben, um eine entsprechende Abrechnungsgenehmigung bei
der Bezirksstelle Oberpfalz der KVB zu erhalten oder eine erweiterte Zulassung zu
beantragen. Hiergegen richtet sich der Widerspruch der KlÃ¤gerin vom 20. April
2004. Bei der Zulassung gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.10 SGB V und der ErmÃ¤chtigung
gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 SGB V handle es sich um nebeneinander stehende Institute
mit jeweils abgestufen Qualifikationsanforderungen. Eine gleichzeitige Erteilung
beider Zulassungsformen kÃ¶nnte sich daher nur verbieten entweder durch eine
dahingehende ausdrÃ¼ckliche gesetzliche Regelung oder aber aus einer
inhaltlichen Ã�berschneidung. Ersteres Hindernis sei nicht ersichtlich. Weiter handle
es sich aufgrund des vÃ¶llig unterschiedlichen und daher abgrenzbaren
Patientenkreises bei der Psychotherapie von Erwachsenen und Kindern und
Jugendlichen um zwei Fachgebiete, deren Qualifikationsvoraussetzungen
folgerichtig auch gesondert geprÃ¼ft werden mÃ¼ssten, wie Approbation,
Behandlungsstunden etc. (siehe auch Urteil des BSG vom 20. Januar 1999, B 6 KA
78/97 R). Einer gleichzeitigen Erteilung von Zulassung und ErmÃ¤chtigung
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stÃ¼nden daher keine Ã�berschneidungen entgegen (vgl. LSG Schleswig-Holstein
â�� Beschluss vom 2. August 2000 â�� L 4 33/00 KA ER). Der Erteilung einer
ErmÃ¤chtigung stÃ¼nden auch Gesichtspunkte der QualitÃ¤tssicherung nicht
entgegen. Es mÃ¼sse berÃ¼cksichtigt werden, dass die KlÃ¤gerin innerhalb der
Zulassungsvoraussetzungen fÃ¼r Erwachsene den Fachkundenachweis in
tiefenpsychologisch fundierter Psychotherapie mit Erwachsenen erbracht habe.
LÃ¤gen die gesetzlichen Voraussetzungen des Â§ 95 Abs.11 SGB V fÃ¼r eine
ErmÃ¤chtigung jedoch vor, so mÃ¼sse der Zulassungsausschuss als gebundene
Entscheidung die ErmÃ¤chtigung erteilen. Die unzulÃ¤ssige ErmessensausÃ¼bung
seitens des Zulassungsausschusses allein lasse den Ablehnungsbeschluss schon
rechtswidrig werden. Mit der Ablehnung der ErmÃ¤chtigung verletze der
Zulassungsausschuss die Rechte der KlÃ¤gerin aus Art.12 GG. Unbestritten dÃ¼rfte
sein, dass fÃ¼r die KlÃ¤gerin ihre seit 23 Jahren ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
Psychotherapeutin entscheidend durch die TÃ¤tigkeit fÃ¼r Kinder und Jugendliche
geprÃ¤gt gewesen sei. Durch den Nachweis der Doppelapprobation werde deutlich,
dass sie berufsrechtlich gleichermaÃ�en fÃ¼r Erwachsenenpsychotherapie wie
auch fÃ¼r Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie qualifiziert sei und gemÃ¤Ã� Â§
12 Abs.2 PsychThG einen grundrechtlichen Vertrauens- und Bestandsschutz in
doppelter Hinsicht genieÃ�e. Der Anteil an behandelten gesetzlich versicherten
Kindern und Jugendlichen in der Praxis der KlÃ¤gerin habe durchschnittlich
zwischen ein Drittel und ein Halb betragen. Insofern habe die KlÃ¤gerin unter
erheblichem Einsatz ihrer Arbeitskraft und finanzieller Mittel mit ihrer freiberuflichen
psychotherapeutischen TÃ¤tigkeit mit Kindern und Jugendlichen im
Kostenerstattungsverfahren eine berufliche Existenz geschaffen, die der Sicherung
ihrer Lebensgrundlage gedient habe. Mit der Versagung der ErmÃ¤chtigung werde
der KlÃ¤gerin unrechtmÃ¤Ã�ig die MÃ¶glichkeit genommen, einem entscheidenden
Teil ihrer BerufstÃ¤tigkeit nachzugehen und es wÃ¼rden ein Drittel ihrer
Einnahmen deswegen entfallen. Der Beklagte hat mit Beschluss vom 31. Januar
2002/Bescheid vom 6. Mai 2002 den Widerspruch der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckgewiesen.
Der Beklagte teile die Ansicht des Zulassungsausschusses, dass die KlÃ¤gerin
wegen der erfolgten bedarfsunabhÃ¤ngigen Zulassung als Psychologische
Psychotherapeutin die bedarfsunabhÃ¤ngige ErmÃ¤chtigung zum Zwecke der
Nachqualifikation als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin nicht
beanspruchen kÃ¶nne. Die ErmÃ¤chtigung sei gegenÃ¼ber der Zulassung
subsidiÃ¤r mit der Folge, dass ein schon zur ambulanten vertragsÃ¤rztlichen
psychotherapeutischen Versorgung zugelassener Arzt/Psychotherapeut nicht noch
zusÃ¤tzlich ermÃ¤chtigt werden kÃ¶nne (Liebold/Zalewski, Handbuch der
Psychotherapie in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung, Stand 1. Januar 2000, S.3 bis
45/46 unter Hinweis auf die Rechtsprechung des BSG, wonach die ErmÃ¤chtigung
gegenÃ¼ber der Zulassung subsidiÃ¤r sei mit der Konsequenz, dass ein schon zur
ambulanten vertragsÃ¤rztlichen/psychotherapeutischen Versorgung zugelassener
Arzt/Psychotherapeut nicht noch zusÃ¤tzlich ermÃ¤chtigt werden kÃ¶nne â�� BSG,
Urteil vom 30. November 1994, Az.: 6 RKa 32/93). Diese Entscheidung gelte nach
Ansicht des Beklagten umso mehr bei den Ã�bergangsregelungen des Â§ 95 Abs.10
SGB V und des Â§ 95 Abs.11 SGB V. Im Falle der KlÃ¤gerin seien auch nicht
unterschiedliche TÃ¤tigkeitsfelder betroffen. Formal-rechtlich folge dies aus dem
Wortlaut dieser gesetzlichen Bestimmungen. In diesen sei einheitlich und
Ã¼bereinstimmend nur von "Psychotherapeuten" die Rede. Dass
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"Psychotherapeuten" Psychologische Psychotherapeuten sowie Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten umfassen, sei in Â§ 1 Abs.1 Satz 3 PsychThG
festgeschrieben. Damit sei gesetzlich normiert, dass Psychologische
Psychotherapeuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie das gleiche
TÃ¤tigkeitsfeld hÃ¤tten. Hiergegen richtet sich die Klage der KlÃ¤gerin vom 3. Juli
2002. Die KlÃ¤gerin habe einen Anspruch auf Erteilung der bedarfsunabhÃ¤ngigen
ErmÃ¤chtigung zur vertragspsychotherapeutischen Versorgung als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 SGB V. Unstreitig erfÃ¼lle
die KlÃ¤gerin die ErmÃ¤chtigungsvoraussetzungen des Â§ 95 Abs.11 Nrn.1, 2 und 3
SGB V. Sie habe die Fachkunde mit der Sockelqualifikation erfÃ¼llt, die
Approbationsurkunde als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin vorgelegt und
die erforderliche besitzstandswahrende VortÃ¤tigkeit nachgewiesen. Streitig sei, ob
die KlÃ¤gerin eine ErmÃ¤chtigung als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin
beanspruchen kÃ¶nne, wenn sie bereits als Psychologische Psychotherapeutin
zugelassen sei. Ausgangspunkt fÃ¼r die Bejahung eines â�� doppelten â��
Zulassungs- bzw. ErmÃ¤chtigungsanspruches sei die Tatsache, dass es sich bei der
psychologischen Psychotherapie und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie
um zwei unterschiedliche und selbstÃ¤ndige Fachgebiete im
Vertragspsychotherapeutenrecht handle. Der Begriff Psychotherapeuten in Â§ 95
Abs.10 und 11 SGB V umfasse als Anspruchsberechtigte sowohl die Psychologischen
Psychotherapeuten wie auch die Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten. Aus
diesem vom Gesetzgeber so gewÃ¤hlten Oberbegriff Psychotherapeuten kÃ¶nne
daher nur gefolgert werden, dass beide Gruppen der Psychotherapeuten die
jeweiligen, das heiÃ�e die der unterschiedlichen Approbation (als
fachgebietsspezifisches Berufsrecht) und der Fachkunde (kassenspezifische
Qualifikation auf dem jeweiligen Fachgebiet) entsprechenden
ZugangsmÃ¶glichkeiten zur Erlangung eines vertragspsychotherapeutischen Status
erÃ¶ffnet werden sollen. Der Wortwahl lasse sich nicht, wie der Beklagte meine,
entnehmen, dass Psychotherapeuten generell nur ein einziger Weg der
Statuserteilung und damit die notwendige Wahl zwischen den beiden von ihnen
bisher ausgeÃ¼bten Fachgebieten offen stehe. Die notwendige ErÃ¶ffnung zweier
ZugangsmÃ¶glichkeiten werde gerade auch dadurch bewiesen, dass Â§ 12
PsychThG als Bezugsnorm des Â§ 95 Abs.10, 11 SGB V zwischen einer Approbation
als Psychologischer Psychotherapeut und eine Approbation als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeut unterscheide. Der zweifach mÃ¶glichen
berufsrechtlichen Erlaubnis fÃ¼r die beiden Fachgebiete entspreche auf der
sozialrechtlichen Seite der insoweit doppelte auf das jeweilige Berufsrecht
zugeschnittene vertragspsychotherapeutische Status mit der
WeiterfÃ¼hrungsmÃ¶glichkeit der bisher ausgeÃ¼bten und schutzwÃ¼rdigen
Praxis in zwei Fachgebieten. Der Rechtsansicht des Beklagten wÃ¤re nur zu folgen,
wenn der KlÃ¤gerin mit der an sie erteilten Zulassung als Psychologische
Psychotherapeutin gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.10 SGB V die vertragspsychotherapeutische
Behandlung von Kindern und Jugendlichen offen stÃ¼nde. Dies sei aber
nachweislich nicht der Fall, denn die an die KlÃ¤gerin erteilte Zulassung als
Psychologische Psychotherapeutin beschrÃ¤nke ihren Patientenkreis lediglich auf
Erwachsene. Das TÃ¤tigkeitsfeld des Psychologischen Psychotherapeuten im
Vertragspsychotherapeutenrecht entspreche nicht dem des Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten. Nach der Rechtsprechung des
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Bundessozialgerichts (BSG) sei eine ErmÃ¤chtigung zur Zulassung nur dann
subsidiÃ¤r, wenn zwei identische Fachgebiete bzw. TÃ¤tigkeitsfelder betroffen
seien. Dies sei bei der Erwachsenenpsychotherapie gegenÃ¼ber der Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapie nicht der Fall. Die Zulassung bzw. ErmÃ¤chtigung als
Psychologische Psychotherapeutin berechtige eindeutig nur zur Behandlung von
Erwachsenen, das heiÃ�e Ã¼ber 21-jÃ¤hrigen Patienten, und nur Ã¼ber eine
Zulassung bzw. ErmÃ¤chtigung als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin
wÃ¼rde der KlÃ¤gerin der vertrags- psychotherapeutische Status zur Berechtigung
fÃ¼r die Behandlung von Patienten unter 21 Jahren verliehen werden. Soweit der
KlÃ¤gerin vorgehalten worden sei, sie kÃ¶nne die Abrechnungsziffer fÃ¼r Kinder
und Jugendliche beantragen, sei darauf hinzuweisen, dass der KlÃ¤gerin eine
Abrechnungsgenehmigung verweigert worden sei. Auch vertrete die KlÃ¤gerin zu
Recht das berufliche SelbstverstÃ¤ndnis, dass der Wertigkeit und dem Gewicht ihrer
beruflichen Qualifikation sowie ihres in der Vergangenheit erbrachten und als
schutzwÃ¼rdig anerkannten TÃ¤tigkeitsumfangs als approbierte Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin allein eine Abrechnungsgenehmigung nicht gerecht
werde. Das berufliche VerstÃ¤ndnis der KlÃ¤gerin bestehe aber darin, dass sie ihre
psychotherapeutische PraxistÃ¤tigkeit gleichwertig und mit zwei vollen beruflichen
Qualifikationen als Psychologische Psychotherapeutin Erwachsenen wie auch als
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin jugendlichen Patienten zukommen
lassen wolle. Die Beigeladene zu 1) habe im Widerspruchsverfahren die Auffassung
vertreten, dass zwar doppelte Zulassungen als Psychologische Psychotherapeutin
und als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin mÃ¶glich seien, jedoch aus
GrÃ¼nden einer Sicherstellung der QualitÃ¤t nicht eine ErmÃ¤chtigung neben einer
Zulassung. Diese Rechtsansicht verkenne, dass die nach dem Willen des
Gesetzgebers im Ã�bergangsrecht zu berÃ¼cksichtigenden Belange der
QualitÃ¤tssicherung durch die von der KlÃ¤gerin erfÃ¼llte Sockelqualifikation mit
Kindern und Jugendlichen gewÃ¤hrleistet seien. Des Weiteren sei zu
berÃ¼cksichtigen, dass die KlÃ¤gerin Ã¼ber ihre Sockelqualifikation hinaus zudem
den vollen Fachkundenachweis fÃ¼r Erwachsene gemÃ¤Ã� Â§ 95c SGB V erfÃ¼llt
habe. Einem ErmÃ¤chtigungsanspruch der KlÃ¤gerin stehe auch nicht die
Rechtsnatur der ErmÃ¤chtigung als Anspruch auf Nachqualifikation entgegen. Die
ErmÃ¤chtigung des Â§ 95 Abs.11 SGB V sei als Vorstufe einer Zulassung
ausgestaltet, bei beendeter Nachqualifikation entstehe ein bedarfsunabhÃ¤ngiger
Zulassungsanspruch. Da in der Vergangenheit ein schutzwÃ¼rdiger Praxisbestand
vorgelegen habe, mÃ¼sse dieser Praxisbestand parallel zur Weiterqualifizierung
unabhÃ¤ngig von Planungssperren erhalten bleiben. Der ErmÃ¤chtigungsanspruch
beinhalte daher eindeutig einen sofort wirksamen Statusanspruch, nur unter
aufschiebender Bedingung fÃ¼r das Entstehen des Vollrechts.

Das Sozialgericht MÃ¼nchen hat mit Urteil vom 21. September 2004 die Klage
abgewiesen. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne keine ErmÃ¤chtigung neben der bereits
bestehenden Zulassung beanspruchen, da die ErmÃ¤chtigung gegenÃ¼ber der
Zulassung subsidiÃ¤r sei mit der Folge, dass ein schon zur ambulanten
vertragsÃ¤rztlichen/psychotherapeutischen Versorgung zugelassener
Arzt/Psychotherapeut nicht zusÃ¤tzlich ermÃ¤chtigt werden kÃ¶nne (vgl. BSG,
Urteil vom 30. November 1994 â�� Az.: 6 RKa 32/93). Nach dieser Entscheidung
wÃ¼rden sich die beiden nach der Neuregelung und Vereinheitlichung des
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Zulassungsrechts durch das Gesundheitsreformgesetz (GRG) in Â§ 95 Abs.1 SGB V
allein noch vorgesehenen Formen der Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung gegenseitig ausschlieÃ�en. Sie kÃ¶nnten, jedenfalls soweit sie das
gleiche TÃ¤tigkeitsfeld betreffen, in Bezug auf denselben Arzt oder eine von ihm
geleitete Gesundheitseinrichtung nicht nebeneinander bestehen. Diese
GrundsÃ¤tze seien auf Psychotherapeuten Ã¼bertragbar und wÃ¼rden erst recht
fÃ¼r den bedarfsunabhÃ¤ngigen Zugang zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung nach 
Â§ 95 Abs.10 und 11 SGB V gelten. Die beantragte ErmÃ¤chtigung und die bereits
erteilte Zulassung wÃ¼rden auch â�� jedenfalls in Bezug auf Kinder und
Jugendliche â�� das gleiche TÃ¤tigkeitsfeld betreffen. Es bestehe keine
BeschrÃ¤nkung der Psychologischen Psychotherapeuten auf die Behandlung von
Personen, die das 21. Lebensjahr vollendet hÃ¤tten. Vorbehaltlich abweichender
Regelungen, insbesondere im vertragspsychotherapeutischen Bereich, dÃ¼rften
Psychologische Psychotherapeuten berufsrechtlich auch Kinder und Jugendliche
behandeln. Im psychotherapeutischen Bereich beruhe die Aufgliederung der
psychotherapeutischen TÃ¤tigkeit in zwei unterschiedliche Berufe vor allem darauf,
dass der Zugang zur Behandlung von Kindern und Jugendlichen auch solchen
Personen ermÃ¶glicht werden solle, die kein Psychologiestudium absolviert hÃ¤tten.
Das ergebe sich aus Â§ 5 Abs.2 PsychThG (vgl. Urteil des BSG vom 5. November
2002, Az.: B 6 KA 52/00 R). Die KlÃ¤gerin sei demnach als Psychologische
Psychotherapeutin berechtigt, auch Kinder und Jugendliche zu behandeln. Dem
stehe auch nicht entgegen, dass die KlÃ¤gerin fÃ¼r die Abrechnung bestimmter
Leistungsinhalte nach dem Einheitlichen BewertungsmaÃ�stab â�� EBM â�� eine
zusÃ¤tzliche Abrechnungsgenehmigung benÃ¶tige. Dem Normgeber sei es
unbenommen, festzulegen, dass die Behandlung von Kindern und Jugendlichen
einer speziellen Fachkunde bedÃ¼rfe, die nicht jeder Psychologische
Psychotherapeut besitze. Nach den Â§Â§ 6 und 7 der Vereinbarung Ã¼ber die
Anwendung von Psychotherapie in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
(Psychotherapie-Vereinbarung) vom 7. Dezember 1998 wÃ¼rden unterschiedliche
Qualifikationsanforderungen fÃ¼r Psychologische Psychotherapeuten und fÃ¼r
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten bestehen. Ein Psychologischer
Psychotherapeut, der Kinder und Jugendliche im Rahmen der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung behandeln wolle, mÃ¼sse ebenso wie ein Ã¤rztlicher Psychotherapeut
eine spezielle BefÃ¤higung gegenÃ¼ber der KÃ�V nachweisen (Â§ 6 Abs.4 und Â§ 5
Abs.4 der Psychotherapie-Vereinbarung). Soweit die KlÃ¤gerin die dort geforderten
Nachweise erbringe, sei es ihr durchaus mÃ¶glich, die Abrechnungsgenehmigung zu
erhalten.

Hiergegen richtet sich die Berufung der KlÃ¤gerin zum Bayer. Landessozialgericht
vom 8. November 2004. Die KlÃ¤gerin habe entgegen dem Urteil des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 7. Oktober 2004 einen Anspruch auf Erteilung der
bedarfsunabhÃ¤ngigen ErmÃ¤chtigung zur vertragspsychotherapeutischen
Versorgung als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11
SGB V. Unstreitig erfÃ¼lle die KlÃ¤gerin die ErmÃ¤chtigungsvoraussetzungen des 
Â§ 95 Abs.11 Nrn.1, 2 und 3 SGB V. Der Gesetzgeber habe durch das PsychThG zwei
neue Heilberufe geschaffen, den des Psychologischen Psychotherapeuten und den
des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten. Auch wenn der Psychologische
Psychotherapeut gemÃ¤Ã� Â§ 1 PsychThG im Gegensatz zum Kinder- und
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Jugendlichenpsychotherapeuten Erwachsene und Kinder bzw. Jugendliche
behandeln dÃ¼rfe, begrÃ¼nde diese Ã�berschneidung der
Behandlungsberechtigungen nicht die Aufhebung der Unterscheidung der beiden
fÃ¼r sich selbstÃ¤ndigen Heilberufe. Mit Vorlage beider Approbationen weise die
KlÃ¤gerin nach, dass sie nach ErfÃ¼llung der Qualifikationsvoraussetzungen und
des Bestandsschutzes in zwei Heilberufen die damit verknÃ¼pften Berufsrechte
auszuÃ¼ben berechtigt sei. An diese berufsrechtlichen und bestandsschÃ¼tzenden
Feststellungen der ApprobationsbehÃ¶rde sei der Beklagte gebunden (Hinweis auf
Urteil des BSG vom 6. November 2002 â�� Az.: B 6 KA 37/01 R). Der Erteilung einer
ErmÃ¤chtigung als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin wÃ¼rden auch
keine gesetzlichen oder gesetzessystematischen HinderungsgrÃ¼nde
entgegenstehen. Es dÃ¼rfte unstreitig sein, dass sowohl die Zulassung gemÃ¤Ã� Â§
95 Abs.10 SGB V wie die ErmÃ¤chtigung gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 SGB V konstitutiv-
rechtsgestaltende Statuszuteilungen seien. Der Gesetzgeber habe spiegelbildlich zu
den im Verwaltungsverfahren abschlieÃ�end geprÃ¼ften Berufs- und
Bestandsrechten nicht generell eine TeilnahmemÃ¶glichkeit an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung geschaffen, sondern eine Teilnahme, die eben
gerade der Approbation und der konkreten AusÃ¼bung dieses Heilberufes
entspreche. Bei Vorliegen von zwei selbstÃ¤ndig nebeneinander stehenden
Approbationen mÃ¼ssten daher auch zwei unterschiediche Teilnahmeformen im
Wege von Statuserteilungen innerhalb des Systems der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung erfolgen. Der an die KlÃ¤gerin erteilte Status als Psychologische
Psychotherapeutin schlieÃ�e auch inhaltlich und hinsichtlich der mit ihm
begrÃ¼ndeten Rechte einen Status der ErmÃ¤chtigung als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin nicht aus. Beide Statusformen seien nicht
miteinander identisch. Der KlÃ¤gerin sei es trotz der an sie erteilten Zulassung als
Psychologische Psychotherapeutin ohne eine Erteilung der begehrten
ErmÃ¤chtigung verwehrt, als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin den
Patientenkreis Kinder und Jugendliche vertragspsychotherapeutisch zu behandeln
und sie kÃ¶nne sich auch nicht innerhalb des vertragspsychotherapeutischen
Versorgungssystems im zeitlichen Rahmen von fÃ¼nf Jahren fÃ¼r eine Zulassung,
das heiÃ�e fÃ¼r eine endgÃ¼ltige und uneingeschrÃ¤nkte Statuserteilung,
nachqualifizieren. Es sei unbestritten, dass die KlÃ¤gerin als Psychologische
Psychotherapeutin eine Abrechnungsgenehmigung nach Â§ 6 Abs.4 der
Psychotherapie-Vereinbarungen beantragen kÃ¶nne. Diese sei jedoch keine ihrem
Berufsrecht entsprechende Statuserteilung im vertragsÃ¤rztlichen
Versorgungssystem. Die KlÃ¤gerin habe in der Vergangenheit einen
berufsrechtlichen Bestandsschutz sowohl mit ihrer psychologischen
Psychotherapeutenpraxis wie auch mit ihrer Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutenpraxis erworben und nachgewiesen.
Bedarfsplanungsrechtliche Vorgaben und BeschrÃ¤nkungen mÃ¼ssten hinter
diesem beide Berufe umfassenden Bestandsschutz zurÃ¼cktreten. Dem stehe auch
nicht entgegen, dass es sich bei der ErmÃ¤chtigung nach Â§ 95 Abs.11 SGB V um
eine Teilnahmeform handle, die im Gegensatz zur Zulassung eine Pflicht zur
Nachqualifikation beinhalte. Denn der Gesetzgeber habe mit dem Institut der
bedarfsunabhÃ¤ngigen ErmÃ¤chtigung gerade das Recht auf Bestandsschutz und
WeiterfÃ¼hrung der Kassenarztpraxis ohne bedarfsplanungsrechtliche
BeschrÃ¤nkungen Ã¼ber den Grundsatz der ErfÃ¼llung der vollstÃ¤ndigen
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Richtlinienqualifikation gestellt.

Die KlÃ¤gerin stellt den Antrag, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 21.
September 2004 und den Widerspruchsbescheid des Beklagten vom 6. Mai 2002
aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, die KlÃ¤gerin bedarfsunabhÃ¤ngig
als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin zum Zwecke der Nachqualifikation
fÃ¼r den Vertragspsychotherapeutensitz E. , P.gasse, zu ermÃ¤chtigen.

Die ProzessbevollmÃ¤chtigte des Beigeladenen zu 2) 4) und 5) stellt den Antrag, die
Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat liegen die Verwaltungsakten des Beklagten, die Akte des Sozialgerichts
MÃ¼nchen mit dem Az.: S 28 KA 1427/03 sowie die Akte des Bayer.
Landessozialgerichts mit dem Az.: L 12 KA 641/04 zur Entscheidung vor, die zum
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht wurden und auf deren
weiteren Inhalt ergÃ¤nzend Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin (Â§ 151 Abs.1
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht MÃ¼nchen hat mit dem angefochtenen Urteil vom 21. September
2004 zu Unrecht die Klage der KlÃ¤gerin gegen den Bescheid des Beklagten vom 6.
Mai 2002 abgewiesen.

Die KlÃ¤gerin hat Anspruch auf bedarfsunabhÃ¤ngige ErmÃ¤chtigung als Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeutin gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 Satz 1 SGB V. GemÃ¤Ã�
Â§ 95 Abs.11 Satz 1 SGB V werden Psychotherapeuten zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung ermÃ¤chtigt, wenn sie 1. bis zum 31.12.1998 die Voraussetzungen der
Approbation nach Â§ 12 PsychThG erfÃ¼llt und 500 dokumentierte
Behandlungsstunden oder 250 dokumentierte Behandlungsstunden unter
qualifizierter Supervision in Behandlungsverfahren erbracht haben, die der
Gemeinsame Bundesausschuss in den bis zum 31.12.1998 geltenden Richtlinien
Ã¼ber die DurchfÃ¼hrung der Psychotherapie in der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung anerkannt hat und den Antrag auf Nachqualifikation gestellt haben,

2. bis zum 31.03.1999 die Approbationsurkunde vorlegen und

3. in der Zeit vom 25.06.1994 bis zum 24.06.1997 an der ambulanten
psychotherapeutischen Versorgung der Versicherten der gesetzlichen
Krankenversicherung teilgenommen haben.

Die Voraussetzung gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 Satz 1 Nr.1 SGB V ist zur Ã�berzeugung
des Senats erfÃ¼llt, wovon bereits auch der Zulassungsausschuss fÃ¼r Ã�rzte und
Psychotherapeuten Oberpfalz im Bescheid vom 23. MÃ¤rz 2001 ausgegangen ist.
Dort ist ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin nach Einreichung weiterer Unterlagen
nunmehr 500 dokumentierte Behandlungsstunden mit Kindern und Jugendlichen
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neben der Fachkunde als Psychologische Psychotherapeutin nachgewiesen habe
und damit die Sockelqualifikation als Grundlage fÃ¼r die bedarfsunabhÃ¤ngige
ErmÃ¤chtigung als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin gemÃ¤Ã� Â§ 95
Abs.11 SGB V gegeben sei. In dem Bescheid des Beklagten vom 6. Mai 2002 wird
nochmals wiederholt, dass die Sockelqualifikation als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin nachgewiesen sei. Bei den "nachgereichten
Unterlagen" handelt es sich um die Supervisionsbescheinigung der FachÃ¤rztin
fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie Dr.Nickl vom 28. Februar 2001, die zu einer
Anerkennung der FÃ¤lle Nr.19 und 25 fÃ¼hrte mit 24 bzw. 63 Behandlungsstunden
in tiefenpsychologisch fundierter Psychotherapie. Damit wurden die im Schreiben
des Zulassungsausschusses vom 23. Februar 2001 noch fehlenden 83 Stunden in
tiefenpsychologisch fundierter Psychotherapie zur Ã�berzeugung des
Zulassungsausschusses und des Beklagten nachgewiesen. Der Senat hat sich die
vorgelegten Unterlagen eingehend durchgesehen und ist ebenfalls zu der
Ã�berzeugung gelangt, dass die KlÃ¤gerin mit insgesamt 74 BehandlungsfÃ¤llen
und 2004 Behandlungsstunden, darunter 500 dokumentierten Behandlungsstunden
mit Kindern und Jugendlichen die geforderte Sockelqualifikation neben der
Fachkunde als Psychologische Psychotherapeutin (1500 Behandlungsstunden)
nachgewiesen hat. Des Weiteren erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin die Voraussetzung
gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 Satz 1 Nr.2 SGB V durch Vorlage der Approbationsurkunde
als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin vom 24. MÃ¤rz 1999 bis 31. MÃ¤rz
1999 (neben der ebenfalls zeitgerecht vorgelegten Approbationsurkunde als
Psychologische Psychotherapeutin). Zwischen den Beteiligten ist schlieÃ�lich auch
unstreitig, dass die KlÃ¤gerin in der Zeit vom 25. Juni 1994 bis zum 24. Juni 1997 im
Sinne von Â§ 95 Abs.11 Satz 1 Nr.3 SGB V an der ambulanten
psychotherapeutischen Versorgung der Versicherten der gesetzlichen
Krankenversicherung teilgenommen hat. Im Zeitraum vom Oktober 1994 bis
September 1995 hat die KlÃ¤gerin zur Ã�berzeugung des Senats 256
Behandlungsstunden zurÃ¼ckgelegt. Damit erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin die
Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.11 Satz 1 SGB V fÃ¼r eine
bedarfsunabhÃ¤ngige ErmÃ¤chtigung zur Teilnahme an der ambulanten
psychotherapeutischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen zum Zwecke der
Nachqualifikation. Gesichtspunkte, die dem Anspruch der KlÃ¤gerin auf
bedarfsunabhÃ¤ngige ErmÃ¤chtigung zur Nachqualifikation gleichwohl
entgegenstehen, sind fÃ¼r den Senat nicht erkennbar. Dem Anspruch der KlÃ¤gerin
steht insbesondere nicht entgegen, dass sie bereits gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs.10 Satz 1
SGB V bedarfsunabhÃ¤ngig zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen ist.
Dabei ist zunÃ¤chst zu berÃ¼cksichtigen, dass die ErmÃ¤chtigung gemÃ¤Ã� Â§ 95
Abs.11 Satz 1 SGB V eine grundsÃ¤tzlich andere Funktion hat als ErmÃ¤chtigungen
gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 116 SGB V, 31 ff. Ã�rzte-ZV. WÃ¤hrend es dort um die
subsidiÃ¤re ErmÃ¤chtigung bei Vorliegen von VersorgungslÃ¼cken mangels nicht
ausreichender Bedarfsdeckung geht, handelt es sich bei der hier fraglichen
ErmÃ¤chtigung um etwas ganz anderes, nÃ¤mlich um die MÃ¶glichkeit zur
Nachqualifikation bei Vorliegen lediglich einer Sockelqualifikation. Andererseits
knÃ¼pfen die in Â§Â§ 95 Abs.10 Satz 1, 11 Satz 1 SGB V verwendeten Begriffe der
Zulassung bzw. ErmÃ¤chtigung erkennbar an die seit der Neuordnung und
Vereinheitlichung des Zulassungsrechts durch das Gesundheitsreformgesetz (GRG)
in Â§ 95 Abs.1 SGB V allein noch vorgesehenen Formen der Teilnahme â��
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Zulassung und ErmÃ¤chtigung â�� an. Diese schlieÃ�en sich, soweit sie das gleiche
TÃ¤tigkeitsfeld betreffen, bezÃ¼glich derselben Person gegenseitig aus.
DiesbezÃ¼glich vertritt der Senat aber die Auffassung, dass sich das TÃ¤tigkeitsfeld
des Psychologischen Psychotherapeuten und des Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten unterscheiden. Durch das Gesetz Ã¼ber die Berufe
des Psychologischen Psychotherapeuten und des Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten (Psychotherapeutengesetz â�� PsychThG) vom 16.
Juni 1998 (BGBl.I S.1311) hat der Gesetzgeber zwei reglementierte Heilberufe
rechtlich geregelt. Das PsychThG nennt in Â§ 1 Abs.1 den Psychologischen
Psychotherapeuten und den Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten als zwei
alternative Berufsbilder. Das entspricht auch der amtlichen GesetzesbegrÃ¼ndung
(BT-Drucks. 13/8035, S.13), wonach die Bezeichnung Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten sich seit lÃ¤ngerem als eigenstÃ¤ndige
Berufsbezeichnung fÃ¼r einen verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig klar abgegrenzten
Personenkreis eingebÃ¼rgert hat. Besonderheiten bestehen fÃ¼r den Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs.2 Nr.2 PsychThG auch
hinsichtlich Ausbildung und staatlicher PrÃ¼fung. Im Gegensatz zu den
Psychologischen Psychotherapeuten berechtigt hierbei neben dem Studiengang
Psychologie auch ein Abschluss im Studienfach der PÃ¤dagogik und der
SozialpÃ¤dagogik zum Zugang zur Ausbildung zum Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten. Dies zeigt, dass der Gesetzgeber fÃ¼r die Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten von einem anderen Anforderungsprofil als bei
Psychologischen Psychotherapeuten ausgeht. Entsprechend ist auch gemÃ¤Ã� Â§ 6
Abs.2 Nr.5 PsychThG die Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten bzw.
zum Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten jeweils in einer eigenen
Ausbildungs- und PrÃ¼fungsverordnung geregelt. In dieselbe Richtung weist die
Psychotherapie-Vereinbarung, die in den Â§Â§ 6 und 7 bei der fachlichen
BefÃ¤higung zwischen Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten unterscheidet. In den Â§Â§ 5 Abs.4 und 6 Abs.4 der
Vereinbarung werden fÃ¼r die Psychotherapie bei Kindern und Jugendlichen
besondere Qualifikationsanforderungen normiert. Aus Â§ 7 Abs.6 ergibt sich
schlieÃ�lich, dass der Fachkundenachweis auf die Psychotherapie von Kindern und
Jugendlichen beschrÃ¤nkt sein kann und der Therapeut dann auch nur bei Kindern
und Jugendlichen tÃ¤tig werden darf. Auch in den Psychotherapie-Richtlinien wird in
Abschnitt F III beim Gutachterverfahren insofern zwischen Psychologischen
Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten unterschieden,
als sich bei der Befreiung vom Gutachterverfahren fÃ¼r die Kurzzeittherapie die
Besonderheit findet, dass die Vorlage von 35 genehmigten Therapien bei Kindern
und Jugendlichen erforderlich ist. Auch der ICD-10-SchlÃ¼ssel, Kapitel V (F)
enthÃ¤lt schlieÃ�lich eigene Krankheitsbilder bei Kindern und Jugendlichen, was
ebenfalls die Andersartigkeit der Behandlung von Kindern und Jugendlichen belegt.
Auch Â§ 28 Abs.3 SGB V stellt klar, dass die psychotherapeutische Behandlung einer
Krankheit durch zwei Berufsgruppen, den Psychologischen Psychotherapeuten und
den Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, erfolgt. Aus der Gesamtschau der
genannten Vorschriften und Regelungen ergibt sich fÃ¼r den Senat, dass es sich
bei den Psychologischen Psychotherapeuten einerseits und den Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten andererseits um zwei Berufe mit unterschiedlichem
BetÃ¤tigungsfeld handelt. Hiergegen spricht auch nicht, dass in berufsrechtlicher
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Hinsicht sich die in Â§ 1 Abs.1 PsychThG genannten Berufe der Psychologischen
Psychotherapeuten und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten nach der
gesetzlichen Konzeption nicht gÃ¤nzlich ausschlieÃ�en. WÃ¤hrend nÃ¤mlich die
Behandlungsberechtigung der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs.2 Satz 1 PsychThG grundsÃ¤tzlich auf die Behandlung von
Patienten begrenzt ist, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, dÃ¼rfen
Psychologische Psychotherapeuten â�� vorbehaltlich abweichender Regelungen
insbesondere im vertragspsychotherapeutischen Bereich â�� auch Kinder und
Jugendliche behandeln. Diese berufsrechtliche Position hat der Normgeber fÃ¼r den
vertragsÃ¤rztlichen Bereich nÃ¤mlich dadurch modifiziert, dass Psychologische
Psychotherapeuten, die Kinder und Jugendliche behandeln wollen, gegenÃ¼ber der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung eine besondere BefÃ¤higung nachweisen mÃ¼ssen
(Â§ 6 Abs.4 und Â§ 5 Abs.4 der Psychotherapie-Vereinbarungen). Dagegen ist ein
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut, der durch seinen Fachkundenachweis auf
die Behandlung von Kindern und Jugendlichen beschrÃ¤nkt ist, generell nicht
berechtigt, Erwachsene zu behandeln (Â§ 7 Abs.6 der Psychotherapie-
Vereinbarungen). Auch die Tatsache, dass die Ã�bergangsbestimmungen der Â§Â§
95 Abs.10 und 11 SGB V eine HÃ¤rtefallregelung darstellen, die es ermÃ¶glichen
soll, bei entsprechender Teilnahme im Zeitfenster eine selbst geschaffene Praxis
mit ihrem materiellen und immateriellen Wert fortfÃ¼hren zu kÃ¶nnen und
schlieÃ�lich in verfassungsrechtlicher Hinsicht denjenigen, die einen Beruf bislang
in zulÃ¤ssiger Weise ausgeÃ¼bt haben, eine angemessene Ã�bergangsregelung zu
gewÃ¤hren ist, spricht fÃ¼r eine Auslegung dahingehend, ein Nebeneinander von
Zulassung als Psychologischer Psychotherapeut und einer ErmÃ¤chtigung zum
Zwecke der Nachqualifikation als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut im
Hinblick auf das unterschiedliche BetÃ¤tigungsfeld zu ermÃ¶glichen.

Nach alledem war die begehrte ErmÃ¤chtigung als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeut zum Zwecke der Nachqualifikation der KlÃ¤gerin
zuzusprechen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs.1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs.1 VwGO.

Die Revision wird wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nr.1
SGG zugelassen zur hÃ¶chstrichterlichen AbklÃ¤rung des VerhÃ¤ltnisses der Berufe
des Psychologischen Psychotherapeuten einerseits und des Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten andererseits, deren TÃ¤tigkeitsfeld und des sich
daraus ergebenden VerhÃ¤ltnisses von Zulassung und ErmÃ¤chtigung.

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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